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Bekanntmachungen der Regierung von Mittelfranken 

Schornsteinfegerrecht; 
Bestellung zur bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegerin/zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 24. Juli 2026 Gz. RMF-SG 21-2206-2-142 
 
Zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger auf dem Kehrbezirk Nürnberg-Stadt 42 wurde mit Wirkung vom 
01.07.2026 Herr Maximilian Sporrer, Lohmeierstraße 14, 90455 Nürnberg, bestellt. 
 

Dr. Leuzinger 
Ltd. Regierungsdirektorin 

 
 
 
 

Schornsteinfegerrecht; 
Bestellung zur bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegerin/zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 24. Juli 2026 Gz. RMF-SG 21-2206-2-9 
 
Zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger auf dem Kehrbezirk Ansbach-Land 9 wurde mit Wirkung vom 
01.07.2026 Herr Armin Reichel, Schulstraße 3, 91607 Gebsattel, bestellt. 
 

Dr. Leuzinger 
Ltd. Regierungsdirektorin 

 
 

  

Regierung von Mittelfranken  
  
  
Wir trauern um unseren am 29. Juni 2026 im Alter von 
89 Jahren verstorbenen ehemaligen Kollegen 
  

Herrn Claus Bößenecker 
Regierungsdirektor a. D. 

 

Herr Bößenecker war bis zu seinem Ruhestandseintritt mehr 
als 35 Jahre beim Freistaat Bayern beschäftigt.  
 

Mit ihm verlieren wir einen engagierten und geschätzten 
ehemaligen Kollegen. 
 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren. 
 

Unser Mitgefühl gilt seinen Angehörigen. 
  

Ansbach, 14. Juli 2026  

  

Riesner Pollack 
Regierungsvizepräsidentin Personalratsvorsitzende 
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Schornsteinfegerrecht; 
Bestellung einer Vertretung für die Feuerstättenschau und die dabei anfallenden Tätigkeiten 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 24. Juli 2026 Gz. RMF-SG21-2206-2 
 
Folgende Personen wurden als Vertretung für die Ausführung der Feuerstättenschau und die dabei anfallenden 
Tätigkeiten bestellt: 
 

Für den Kehrbezirk Name, Vorname Anschrift 

Befristet 
bis längs-
tens 

Ansbach-Land 25 Kastner Patrick Mühlleite 23, 91619 Obernzenn 31.12.2028 

Nürnberg-Stadt 26 Mertsching Markus Haimendorfer Straße 16, 90480 Nürnberg 31.12.2028 

Nürnberger Land 10 Loos Moritz Pollanden 7, 91236 Alfeld 30.09.2032 

Nürnberg-Stadt 9 Kastner Stefan Brombacher Straße 3, 91729 Haundorf 31.07.2028 

Nürnberger Land 4 Niebler Fabian Goethestraße 6, 92348 Berg 31.07.2027 

Ansbach-Land 22 Schnieder Stefanie Eichenstraße 6, 91595 Burgoberbach 31.12.2028 

Weißenburg-Gunzenhausen 11 Gross Michelle Wachenhofen 26, 91793 Alesheim 31.12.2028 

Nürnberg-Stadt 1 Nether Stefan Kilianstraße 176a, 90425 Nürnberg 31.12.2028 

Roth 15 Herzog Markus Windsbacher Straße 17, 91174 Spalt 30.09.2027 

Nürnberg-Stadt 40 Flachenecker Tim Schlesierstraße 12, 90537 Feucht 31.12.2028 
 
 

Dr. Leuzinger 
Ltd. Regierungsdirektorin 

 
 
 
 

16. Verordnung zur Änderung des Regionalplans der Region Nürnberg (7) 
 
In seiner Sitzung am 20.04.2026 hat der Planungsausschuss des Planungsverbands Region Nürnberg (7) die 
16. Verordnung zur Änderung des Regionalplans der Region Nürnberg (7) beschlossen. 
 
Gegenstand der 16. Verordnung sind Änderungen im Kapitel 3 „Siedlungswesen“. 
 
Aufgrund von Art. 33 Abs. 1 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) vom 25. Juni 2012 (GVBl. S. 254, 
BayRS 230-1-W), zuletzt geändert durch § 5 des Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. S. 190) – neue Fassung 
(n.F.) – in Verbindung mit Art. 22 Abs. 1 Satz 2 des BayLplG in der am 31. März 2026 geltenden Fassung (Änderung 
durch § 4 des Gesetzes vom 23. Juli 2024, GVBl. S. 257) – alte Fassung (a.F.) –, hat die Regierung von Mittelfran-
ken als höhere Landesplanungsbehörde mit Bescheid vom 22.06.2026 die 16. Verordnung zur Änderung des Re-
gionalplans der Region Nürnberg (7) für verbindlich erklärt. 
 
Hiermit wird gemäß Art. 18 Satz 1 2. Halbsatz und Art. 22 Abs. 1 Satz 3 2. Halbsatz BayLplG (a.F.) auf die Bekannt-
gabe und Veröffentlichung dieser 16. Verordnung zur Änderung des Regionalplans der Region Nürnberg (7) hinge-
wiesen. Die Änderung des Regionalplans der Region Nürnberg liegt gemäß Art. 18 Satz 1 1. Halbsatz und Art. 22 
Abs. 1 Satz 3 1. Halbsatz BayLplG (a.F.) bei der Regierung von Mittelfranken als höhere Landesplanungsbehörde 
(Promenade 27, 91522 Ansbach, Zimmer Nr. 452) ab dem Tag des Erscheinens dieses Amtsblattes während der 
für den Parteiverkehr festgelegten Zeiten (Mo. – Do. 08:00 – 16:00 Uhr, Fr. 08:00 – 13:00 Uhr) zur Einsicht aus. 
Darüber hinaus ist die Änderung in das Internet eingestellt (https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de, Stich-
wort: Regionalplanung). 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, der Ver-
letzung des Entwicklungsgebots und von Mängeln des Abwägungsvorgangs sowie auf die Rechtsfolgen des Art. 21 
BayLplG (n.F.) wird hingewiesen. 
Demnach werden folgende Mängel unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von sechs Monaten seit Veröffentlichung 
des Raumordnungsplans unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts schriftlich oder elektro-
nisch gegenüber dem Planungsverband Region Nürnberg, Hauptmarkt 16, 90403 Nürnberg, pvrn@stadt.nuern-
berg.de, geltend gemacht werden: 
 
1. eine nach Art. 21 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayLplG (n.F.) beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 

und Formvorschriften, 
2. ein nach Art. 21 Abs. 3 BayLplG (n.F.) beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs oder 
3. eine nach Art. 21 Abs. 4 BayLplG (n.F.) beachtliche Verletzung der Vorschriften über die Umweltprüfung. 

https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/
mailto:pvrn@stadt.nuernberg.de
mailto:pvrn@stadt.nuernberg.de
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Gemäß der Übergangsregelung des Art. 33 Abs. 1 des BayLplG (n.F.) war dem Verfahren und der Verbindlicher-
klärung die am 31. März 2026 geltende Fassung des BayLplG (a.F.) zugrunde zu legen. 
 
Ansbach, 3. August 2026 
 

Regierung von Mittelfranken 
Dr. Engelhardt-Blum 

Regierungspräsidentin 
 
 
 
 
 
 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der 34. Änderung des Regionalplans der Region Westmittelfran-
ken (8) – Teilkapitel 6.2.2 Windenergie 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 4. August 2026 Gz. RMF-SG 24-8326-3-4 
 
Gemäß Art. 18 Abs. 3 Satz 2 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) vom 25.06.2012 (GVBl. S. 254), 
zuletzt geändert durch § 5 des Gesetzes vom 23.04.2026 (GVBI. S. 190), wird Folgendes bekannt gemacht: 
 
Der Planungsausschuss des Regionalen Planungsverbands Westmittelfranken (8) hat am 29.07.2026 die Einleitung 
des Beteiligungsverfahrens zur 34. Änderung des Regionalplans (inhaltliche Fortschreibung der Teilkapitel 6.2.2 Wind-
energie) beschlossen. Hierzu ist der Entwurf des Regionalplans gemäß Art. 18 Abs. 1 Satz 1 und 2 BayLplG für sechs 
Wochen (Veröffentlichungsfrist) im Internet zu veröffentlichen, damit die Öffentlichkeit und die öffentlichen Stellen Ge-
legenheit zur Stellungnahme erhalten. Gemäß Art. 18 Abs. 1 Satz 3 BayLplG soll auf Anfrage eine alternative Zugangs-
möglichkeit zur Verfügung gestellt werden. 
 
Der Entwurf kann im Internet vom 07.09.2026 bis einschließlich 16.10.2026 (Veröffentlichungsfrist) unter den Adres-
sen 
 
www.region-westmittelfranken.de/ unter „Regionalplan-Änderungen“ und  
www.regierung.mittelfranken.bayern.de unter „Aktuelle Themen“ 
 
eingesehen werden.  
 
Gleichzeitig kann der gesamte Entwurf der Regionalplanänderung auf Anfrage an der Regierung von Mittelfranken 
– Höhere Landesplanungsbehörde – bei folgender Stelle eingesehen werden: 
 

Promenade 27, 91522 Ansbach, Zi. 442,  
Montag bis Donnerstag von 08:00 bis 12:00 Uhr und von 13:00 bis 16:00 Uhr 
Freitag von 08:00 bis 13:00 Uhr 

 
Bis zum Ablauf der Veröffentlichungsfrist wird Gelegenheit zur elektronischen oder bei Bedarf schriftlichen Äußerung 
gegenüber dem Regionalen Planungsverband Westmittelfranken, Crailsheimstraße 1, 91522 Ansbach oder unter 
rpv@landratsamt-ansbach.de gegeben. Nach Ablauf der Veröffentlichungsfrist sind gem. Art. 18 Abs. 1 Satz 6 BayLplG 
alle Äußerungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten bei der Verarbeitung durch den Regionalen Planungsverband 
Westmittelfranken finden sich auf der Internetseite des Planungsverbands (www.region-westmittelfranken.de) unter 
Regionalplan – Regionalplan-Änderungen – 34. Änderung – Datenschutzhinweis. 
 

Dr. Engelhardt-Blum 
Regierungspräsidentin 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.region-westmittelfranken.de/
http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/
mailto:rpv@landratsamt-ansbach.de
http://www.region-westmittelfranken.de/
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Bekanntmachung des Bezirks Mittelfranken 

Benutzungsordnung 
für das Fränkische Freilandmuseum des Bezirks Mittelfranken 

 
Aufgrund von Art. 17 und 18 Abs. 1 der Bezirksordnung (BezO) für den Freistaat Bayern in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 850, BayRS 2020-4-2-I), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist und § 5 der Satzung für das Fränkische Freilandmuseum 
vom 19.03.1979, zuletzt geändert durch die Satzung vom 18. März 1993 (RABl. Nr. 9/1993, S. 58) erlässt der Bezirk 
Mittelfranken folgende Satzung über die Benutzung des Fränkischen Freilandmuseums: 
 

§ 1 Gegenstand und Geltungsbereich 

 
1. Der Bezirk Mittelfranken betreibt das „Fränkische Freilandmuseum“ in Bad Windsheim als öffentliche gemein-

nützige Einrichtung. 
 
2. Diese Ordnung gilt für das gesamte Museumsgelände inklusive aller Gebäude, Freiflächen und Außenanlagen. 
 
3. Mit dem Betreten des Geländes oder dem Erwerb einer Eintrittskarte erkennen Besuchende diese Benutzungs-

ordnung als verbindlich an. 
 

§ 2 Öffnungszeiten und Zutritt 

 
1. Das Museum kann während der Öffnungszeiten gegen Entgelt besichtigt werden. 
 
2. Die Öffnungszeiten werden durch Aushang und auf der Website www.freilandmuseum.de bekannt gegeben. 
 
3. Die Museumssaison dauert in der Regel von Anfang März bis zum 3. Advent. Sonderöffnungszeiten (z. B. Win-

teröffnungstage, Feiertage) werden gesondert festgesetzt. 
 
4. Der Aufenthalt auf dem Gelände oder in den Gebäuden außerhalb der Öffnungszeiten ist untersagt. 
 
5. Die Museumsleitung kann aus Sicherheitsgründen Einlasskontrollen (z. B. Taschenkontrollen) durchführen las-

sen um die Sicherheit der Exponate und Besuchenden zu gewährleisten. Die Kontrolle beruht stets auf Freiwil-
ligkeit. Bei Verweigerung kann der Zutritt untersagt werden.  

 
6. Der Zutritt in berauschtem Zustand ist untersagt.  
 

§ 3 Entgelte und Eintrittskarten 

 
1. Die Benutzung des Museums ist kostenpflichtig. Es gilt die jeweils aktuelle Entgeltliste. Die aktuellen Eintritts-

preise werden im Kassenbereich des Museums und auf der Homepage der Einrichtung veröffentlicht.  
 
2. Eintrittskarten sind während des gesamten Besuchs mitzuführen und auf Verlangen vorzuzeigen. 
 
3. Dauerkarten sind personengebunden, nicht übertragbar und nur in Verbindung mit einem amtlichen Lichtbild-

ausweis gültig. Missbrauch führt zum ersatzlosen Einzug der Karte. 
 
4. Ein Anspruch auf Rückerstattung des Entgelts besteht grundsätzlich nicht. Ist aufgrund zwingender Ursachen 

im Bereich des Museums (z. B. konservatorische, organisatorische, technische Gründe) oder aufgrund höherer 
Gewalt (z. B. bei Schließungsanordnung durch Sicherheitsbehörden, Naturkatastrophen, Pandemien, Krieg 
u. ä.) der Besuch des Museums oder einer Ausstellung und damit die Nutzung von Tickets nicht möglich, ist das 
Museum berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. In diesem Fall wird der Ticketpreis erstattet. Eine weiterge-
hende Haftung des Museums besteht nicht. 

 
5. Aus baulichen oder organisatorischen Gründen können einzelne Ausstellungsteile geschlossen oder bestimmte 

Exponate unzugänglich sein. Dies berechtigt nicht zu einer Minderung des Entgelts oder zu Schadensersatz-
ansprüchen. 

 
§ 4 Allgemeine Verhaltensregeln im Museum 

 
1. Besuchende haben sich so zu verhalten, dass niemand geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Um-

ständen unvermeidbar behindert oder belästigt wird. Die Nutzung des Museumsgeländes und der Gebäude hat 
mit der gebotenen gegenseitigen Rücksichtnahme und unter Wahrung des Respekts gegenüber anderen Be-
suchenden sowie dem Museumspersonal zu erfolgen.   

http://www.freilandmuseum.de/
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2. Schutz der Objekte: Die historischen Gebäude, die Funktionsgebäude und die Außenanlagen sind mit größter 

Sorgfalt zu behandeln. Es ist untersagt, die historischen Bauten zu verändern, zu beschädigen oder in ihrer 
Substanz zu beeinträchtigen.  

 
3. Museumsobjekte: Es ist untersagt, die ausgestellten Museumsobjekte, das Inventar sowie sonstige Exponate 

zu berühren, zu besteigen, zu bewegen oder in ihrem Zustand zu verändern oder zu beeinträchtigen. Die Nut-
zung von Sitzmöbeln oder Gebrauchsgegenständen ist nur dann gestattet, wenn diese durch eine entspre-
chende Kennzeichnung ausdrücklich für die Benutzung durch Besuchende freigegeben sind. 

 
4. Absperrungen, Schutzvorrichtungen und Hinweisschilder sind zu beachten und dürfen weder umgangen noch 

entfernt werden. 
 
5. Rauch- und Konsumverbot: Aufgrund der besonderen Brandgefahr der historischen Bausubstanz, insbeson-

dere der Stroh- und Holzschindeldächer, Fachwerk- und Holzkonstruktionen, besteht auf dem gesamten Ge-
lände und insbesondere in allen Gebäuden, Scheunen, historischen Hofanlagen sowie in deren unmittelbarem 
Umkreis ein striktes Rauchverbot. Das Verbot erstreckt sich auf die Verwendung von Tabakprodukten jeglicher 
Art, E-Zigaretten, Verdampfern sowie allen sonstigen Vorrichtungen zur Inhalation von erhitzten oder verbrann-
ten Stoffen. Das Mitführen und der Konsum von illegalen Drogen und Betäubungsmitteln, sowie Cannabis ist 
auf dem gesamten Museumsgelände sowie in allen Gebäuden untersagt. Dies gilt unbeschadet der gesetzli-
chen Bestimmungen zum Kinder- und Jugendschutz. Das Mitführen und der Konsum von jeglichen illegalen 
Betäubungsmitteln sind auf dem gesamten Museumsgelände strengstens verboten. Die Verwendung von offe-
nem Feuer oder Licht (z. B. Kerzen, Feuerzeuge, Streichhölzer) ist ohne ausdrückliche Genehmigung der Mu-
seumsleitung untersagt. 

 
6. Hausrecht und Anweisungen: Der Kassen- und Museumsdienst übt im Auftrag der Museumsleitung das 

Hausrecht aus. Den Hinweisen und Anordnungen der Mitarbeitenden des Museumsteams ist im Interesse der 
Sicherheit und des ordnungsgemäßen Betriebs unverzüglich Folge zu leisten. Verstöße gegen diese Benut-
zungsordnung oder gegen Anweisungen des Personals können einen Verweis vom Gelände sowie ein dauer-
haftes Hausverbot nach sich ziehen. Eine Erstattung des Eintrittsgeldes erfolgt in diesen Fällen nicht. Diebstahl, 
Sachbeschädigung und Hausfriedensbruch werden zur Anzeige gebracht. 

 
§ 5 Aufsichtspflicht und Haftung 

 
1. Aufsichtspflicht: Kindern unter 12 Jahren ist der Zutritt zum Museumsgelände nur in Begleitung einer volljäh-

rigen, aufsichtspflichtigen Person gestattet. Die gesetzlichen Vertreter sowie Begleitpersonen haben ihrer Auf-
sichtspflicht auf dem gesamten Museumsgelände (einschließlich aller Gebäude und Außenanlagen) lückenlos 
nachzukommen. 
 

2. Umfang der Aufsicht: Die Aufsichtspflichtigen haben durch ständige Überwachung sicherzustellen, dass die 
beaufsichtigten Kinder weder sich selbst noch andere gefährden und keine Beschädigungen an historischen 
Gebäuden, Exponaten, Einrichtungen oder der Natur verursachen. Aufgrund der besonderen Gefahrenlagen in 
der historisch authentischen Umgebung (insbesondere unebene Wege, steile Treppen, Gewässer) ist eine ge-
steigerte Aufmerksamkeit geboten. 

 
3. Organisierte Gruppen: Bei Besuchen von organisierten Gruppen (insbesondere Personengruppen aus Schu-

len, Kindertagesstätten, Vereine) bleibt die Aufsichtspflicht der Lehrkräfte bzw. Gruppenleiter während des ge-
samten Aufenthalts vollumfänglich bestehen. Das Museumspersonal übernimmt keine Aufsichtspflichten, es sei 
denn, dies wurde im Rahmen einer museumspädagogischen Veranstaltung ausdrücklich und schriftlich verein-
bart.  

 
4. Haftung des Besuchenden: Besuchende sowie Aufsichtspersonen haften für alle durch sie oder die ihrer Auf-

sicht unterstehenden Personen verursachten Schäden, insbesondere Sachbeschädigung oder Diebstahl, nach 
den gesetzlichen Bestimmungen.  

 
5. Haftung des Museums: Der Aufenthalt auf dem Gelände und in den Gebäuden des Fränkischen Freilandmu-

seums erfolgt auf eigene Gefahr. Eine Haftung des Museums für Personen- oder Sachschäden ist auf Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Schäden aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Museums oder 
einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen des 
Museums beruhen. Eine weitergehende Haftung, soweit sie nicht zwingend in gesetzlichen Bestimmungen vor-
gesehen ist, wird ausdrücklich ausgeschlossen. 

 
§ 6 Besondere Gefahrenlagen 

 
1. Die Besuchenden werden darauf hingewiesen, dass es sich bei dem Museumsgelände um eine historisch au-

thentische Kulturlandschaft handelt. Die baulichen Anlagen und Wege entsprechen in weiten Teilen ihrem his-
torischen Originalzustand und genügen daher nicht den heutigen modernen Sicherheitsstandards für öffentliche 
Flächen oder Neubauten.  
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2. Es ist insbesondere mit folgenden Gefahrenquellen zu rechnen, für die eine erhöhte Eigenvorsorge der Besu-
chenden erforderlich ist: 
 
- Unebene Bodenbeläge, Stolperkanten sowie unbefestigte oder witterungsbedingt rutschige Wege, 
- Untypisch hohe Türschwellen, niedrige Tür-Durchgangshöhen und sehr steile, schmale, ungeländerte Trep-

penanlagen mit unterschiedlich hohen und unterschiedlich tiefen Treppenstufen,  
- Offene Gewässer, Gräben und ungesicherte Böschungen.  
- historische Brückenbauten mit u. a. niedrigen Geländern und Brüstungen sowie ggf. rutschigen Oberflächen 

im Bereich der Verkehrsflächen  
 
3. Das Tragen von festem und trittsicherem Schuhwerk wird dringend empfohlen.  
 

§ 7 Gastronomische Betriebe und Reisemobil-Stellplätze 

 
1. Die Bewirtung auf dem Museumsgelände erfolgt durch rechtlich selbstständige, privatwirtschaftlich tätige Päch-

ter. Für den Besuch und den Aufenthalt in den gastronomischen Betrieben (insbesondere „Wirtshaus zur Krone“, 
„Wirtschaft am Brauhaus“, „Sommerkeller Weinbergshof“ sowie „Gasthaus Zum Hirschen“ (in der Baugruppe 
Stadt) gelten vorrangig die jeweiligen hausinternen Regelungen der Pächter sowie die einschlägigen Bestim-
mungen des Gaststättengesetzes (GastG). 
 

2. Unbeschadet der Regelungen in Absatz 1 bleibt das Hausrecht des Museums auf den Wegen und Flächen, die 
zu den gastronomischen Betrieben führen, unberührt. 

 
3. Das Museum übernimmt keine Haftung für Leistungen, Pflichtverletzungen oder Schäden, die im Rahmen des 

Besuchs der gastronomischen Betriebe oder der Nutzung der Stellplätze entstehen, sofern diese im Verantwor-
tungsbereich der jeweiligen Pächter liegen. 
 

4. Für die Nutzung der Reisemobil-Stellplätze gelten gesonderte vertragliche Bedingungen sowie die jeweils aus-
hängende Stellplatzordnung. Durch die Nutzung entsteht ein eigenständiges Nutzungsverhältnis zwischen der 
Nutzerin bzw. dem Nutzer und dem Betreiber der Stellplätze. Dieses Rechtsverhältnis ist getrennt von der Be-
nutzungsordnung des Museums und wird durch deren Regelungen nicht berührt. 

 
§ 8 Befahren des Geländes und Fahrzeugverbot 

 
1. Das Verlassen der gekennzeichneten Wege und Pfade sowie das Betreten von nicht für den Besucherverkehr 

freigegebenen Grün-, Acker- und Weideflächen ist untersagt. 
 

2. Das Mitführen und die Nutzung von Fahrzeugen und Fortbewegungsmitteln jeglicher Art (insbesondere Fahrrä-
der, E-Scooter, Roller, Skateboards sowie motorisierte Fahrzeuge) ist auf dem gesamten Museumsgelände 
verboten.  

 
3. Von dem Verbot nach Absatz 2 ausgenommen sind:  

 
- Medizinisch notwendige Mobilitätshilfen (z. B. Rollstühle, Rollatoren, elektrische Krankenfahrstühle),  
- Kinderwagen und vergleichbare Transporthilfen für Kleinkinder,  
- Dienstfahrzeuge des Museums sowie Fahrzeuge von beauftragten Firmen im Rahmen ihrer Tätigkeit.  

 
4. Die Nutzung der in Absatz 3 genannten Ausnahmen hat unter besonderer Rücksichtnahme auf Fußgänger zu 

erfolgen; die Fahrgeschwindigkeit ist auf Schrittgeschwindigkeit zu begrenzen.  
 

§ 9 Bereitstellung von Leihgegenständen 

 
1. Das Museum ist im Rahmen der baulichen und geländebedingten Gegebenheiten um Barrierefreiheit bemüht. 

Zur Unterstützung der Mobilität stellt das Museum an der Kasse Rollstühle zur kostenfreien Nutzung für die 
Zeit des Museumsbesuchs zur Verfügung. Ein Anspruch auf Bereitstellung besteht entsprechend dem Verfüg-
barkeitsvorbehalt nur im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten. 
 

2. Für den Transport von Kleinkindern und Gepäck können gegen Entrichtung einer Gebühr und eines Pfands für 
die Zeit des Museumsbesuchs Bollerwagen entliehen werden. Auch hier gilt der Vorbehalt der Verfügbarkeit.  

 
3. Die Nutzung sämtlicher Leihgegenstände erfolgt auf eigene Gefahr. Die Gegenstände sind pfleglich zu behan-

deln und vor Verlassen des Museumsgeländes in ordnungsgemäßem Zustand an der Ausgabestelle zurückzu-
geben. Hat der Entleiher Leihgegenstände verändert, hat er sie mit Rückgabe in den ursprünglichen Zustand 
zu versetzen. Werden die Leihgegenstände nicht zum genannten Zeitpunkt an den Verleiher zurückgegeben, 
kann dem Entleiher der Wert der Leihgegenstände in Rechnung gestellt werden.  
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4. Sollten die Leihobjekte durch unsachgemäße Behandlung beschädigt werden, dann haftet der Entleiher für den 

entstandenen Schaden. Dies gilt auch für Verlust. Für Mängel der verliehenen Leihgegenstände haftet der Ver-
leiher nicht. Es sei denn, dieser verschweigt den Mangel arglistig.  

 
5. Weiterführende Informationen zu Barrierefreiheit und Inklusionsangeboten sind der offiziellen Website des Mu-

seums (www.freilandmuseum.de ) zu entnehmen. 
 

§ 10 Umgang mit Museumstieren im Freilandmuseum 

 
1. Die auf dem Museumsgelände gehaltenen Nutz- und Haustiere (insbesondere seltene und gefährdete Rassen) 

dienen dem Erhalt des kulturellen Erbes. Ein wertschätzender Umgang ist verpflichtend; die Tiere dürfen weder 
erschreckt, bedrängt noch in ihrem Wohlbefinden gestört werden.  

 
2. Das Füttern der Museumstiere ist auf dem gesamten Gelände strikt untersagt. Dies gilt auch für das Zureichen 

von vermeintlich unbedenklichen Futtermitteln (z. B. Gras, Brot, Obst), da dies die Gesundheit der Tiere gefähr-
den kann. 

 
3. Ein angemessener Sicherheitsabstand zu den Tieren sowie zu den Einzäunungen und Gehegen ist jederzeit 

zu wahren. 
 
4. Aufsichtspersonen haben im Rahmen ihrer Aufsichtspflicht dafür Sorge zu tragen, dass die vorstehenden 

Verbote von den ihnen anvertrauten Personen strikt eingehalten werden. 
 

§ 11 Mitführen von Hunden 
 

1. Das Mitführen von Hunden auf dem Museumsgelände ist grundsätzlich gestattet.  
Zur Gewährleistung der Sicherheit der Besuchenden sowie zum Schutz des Tierbestandes (insbesondere 
Weide-, Wild- und Kleintiere) besteht auf dem gesamten Gelände eine strikte Leinenpflicht (kurze Leine, ma-
ximale Länge von 2 Metern).  
 

2. Die Leinenpflicht gilt ausnahmslos für alle privaten Hunde und Hunde von Kooperationspartnern.  
 

3. Von der Leinenpflicht ausgenommen sind ausschließlich die Hütehunde des Museums im Rahmen ihres be-
stimmungsgemäßen Arbeitseinsatzes unter Aufsicht des Fachpersonals (Schäferei).  
 

4. Tierhalter oder Aufsichtspersonen sind verpflichtet, Verunreinigungen durch Hundeexkremente auf Gehwegen, 
Plätzen sowie Grün- und Wiesenflächen unverzüglich und vollständig zu beseitigen und ordnungsgemäß zu 
entsorgen.  
 

5. Das Mitführen von Hunden in die historischen Gebäude oder Ausstellungsbereiche ist untersagt. Die Haftung 
des Halters für durch das Tier verursachte Personen- oder Sachschäden richtet sich nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. 

 
§ 12 Schutz der Kulturlandschaft, Pflanzenwelt und Abfallentsorgung 

 
1. Das gesamte Museumsgelände ist als historisch authentische Kulturlandschaft sowie als landwirtschaftlicher 

Betrieb geschützt. Die gärtnerisch oder landwirtschaftlich genutzten Flächen – insbesondere Äcker, Wiesen, 
Weiden, Obstbaumbestände und Hausgärten – dürfen nicht betreten werden. Dies gilt unabhängig davon, 
ob diese Flächen durch Zäune oder Absperrungen gesondert gesichert sind. 
 

2. Das Entnehmen, Beschädigen oder Zerstören von Pflanzen, Blumen, Früchten, Obst, Saatgut oder sonstigen 
Naturerzeugnissen ist untersagt. Die Erzeugnisse verbleiben im Eigentum des Museums; das Sammeln von 
Fallobst oder das Pflücken von Blumen ist nicht gestattet.  

 
3. Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 erstrecken sich ausdrücklich auch auf die Baumbestände und Grün-

flächen des Museumsparkplatzes, da diese Bestände integraler Bestandteil des landwirtschaftlichen Betriebs 
des Museums sind. 

 
4. Zur Aufrechterhaltung der Sauberkeit und zum Schutz der Umwelt sind anfallende Abfälle ausschließlich in den 

dafür vorgesehenen Sammelbehältern zu entsorgen. Das bereitgestellte System zur Abfalltrennung ist hierbei 
strikt zu beachten. Alternativ werden die Mitnahme und private Entsorgung des eigenen Abfalls empfohlen. 

 
5. Das unbefugte Zurücklassen oder Ablagern von privatem Hausmüll, Sperrmüll oder sonstigen Gegenständen 

auf dem gesamten Gelände (einschließlich Parkplatz) ist verboten und wird als Verstoß gegen die Abfallwirt-
schaftssatzung des Landkreises Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim sowie das Bayerische Abfallwirtschafts-
gesetz verfolgt. 

 

http://www.freilandmuseum.de/
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§ 13 Foto-, Film- und Drohnenaufnahmen 

 
1. Das Fotografieren und Filmen zu privaten, nicht-kommerziellen Zwecken ist auf dem Außengelände sowie 

in den dafür freigegebenen Gebäudeteilen gestattet. Die Verwendung von Blitzlicht und Stativen ist in den Ge-
bäuden untersagt. 
 

2. Bei sämtlichen Aufnahmen sind die Persönlichkeitsrechte anderer Besuchender sowie des Museumsperso-
nals (Recht am eigenen Bild gemäß §§ 22, 23 KunstUrhG) zwingend zu beachten. Die Veröffentlichung von 
Aufnahmen, auf denen Personen erkennbar sind, darf nur mit deren ausdrücklicher Einwilligung erfolgen.  

 
3. Jede gewerbliche oder redaktionelle Nutzung von Foto- und Filmmaterial, das auf dem Museumsgelände 

erstellt wurde, bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmigung durch die Museumsleitung. Hierfür wird eine 
nutzungsabhängige Fotografier- bzw. Filmgebühr gemäß der jeweils gültigen Entgeltordnung erhoben.  

 
4. Der Einsatz von unbemannten Luftfahrtsystemen (Drohnen) ist auf dem gesamten Museumsgelände sowie im 

Luftraum darüber zum Schutz der historischen Atmosphäre, der Tierwelt und der Privatsphäre untersagt.  
 
5. Das Museum behält sich vor, das Fotografieren und Filmen in sensiblen Ausstellungsbereichen oder bei Son-

derausstellungen aus konservatorischen oder urheberrechtlichen Gründen gänzlich zu untersagen. 
 

§ 14 Inkrafttreten 

 
Diese Benutzungsordnung tritt am 01.08.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Benutzungsordnung vom 26.07.1982 
in der zuletzt geänderten Fassung außer Kraft.  
 
Ansbach, 23. Juli 2026 
 

Peter Daniel Forster 
Bezirkstagspräsident 

 
 
 
 

Bekanntmachungen der Zweckverbände 

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes Staatliche Fachoberschule und Berufsoberschule Fürth 

für das Haushaltsjahr 2026 
 

Der Zweckverband Staatliche Fachoberschule und Berufsoberschule Fürth erlässt aufgrund § 12 der Verbandssat-
zung vom 25.07.1972 (mit Änderungen vom 13.05.1974, 07.02.1975, 19.04.1978, 17.03.1980, 13.02.1984, 
19.02.1998 und 28.04.2022) und des Art. 40 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit i. V. m. Art. 63 ff. 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.423.190 € 
und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 648.000 € 
 

ab. 
 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Höhe der Umlage wird auf 1.174.890 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
220.000,00 € festgesetzt. 
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§ 6 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
Fürth, 16. Juni 2026 
 

Zweckverband Staatliche Fachoberschule 
und Berufsoberschule Fürth 

Dr. Thomas Jung 
Oberbürgermeister der Stadt Fürth 

Verbandsvorsitzender 
 
Der Zweckverband Staatliche Fachoberschule und Berufsoberschule Fürth hat die Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2025 der Regierung von Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 
 
Gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 12 der 
Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 hiermit amtlich bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung 2026 samt ihren Anlagen ist in der Zeit ab dem Tag nach der amtlichen Bekanntmachung bis 
zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes 
Wasserstraße 4, 90477 Fürth, öffentlich zugänglich. 
 
Fürth, 16. Juni 2026 
 

Zweckverband Staatliche Fachoberschule 
und Berufsoberschule Fürth 

Dr. Thomas Jung 
Oberbürgermeister der Stadt Fürth 

Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
 

ENTSCHÄDIGUNGSSATZUNG 
 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Schwarzachgruppe erlässt aufgrund Art. 30 Abs. 3 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995, S. 98, BayRS 2020-6-
1-I), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) in Verbindung mit Art. 20a 
und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Au-
gust 1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezem-
ber 2025 (GVBl. S. 637) folgende 
 

Satzung über die Entschädigung der Verbandsvorsitzenden 
und Verbandsrätinnen/Verbandsräte 

 
§ 1 

Entschädigung für die Teilnahme an Sitzungen 
der Verbandsversammlung und des Verbandsausschusses 

 
(1) Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Gesetzes der Verbandsversammlung an-
gehören (gekorene Verbandsräte), erhalten für die Teilnahme an jeder Sitzung der Verbandsversammlung oder des 
Verbandsausschusses ein Sitzungsgeld in Höhe von jeweils 35 Euro. 
 
(2) Die Entschädigung gemäß Absatz 1 erhalten, mit Ausnahme der in § 4 Abs. 1 genannten Personen, auch solche 
hauptberuflichen oder nebenamtliche Mitarbeiter der Verbandsmitglieder oder des Zweckverbands, die aus dienst-
lichen Gründen an einer Sitzung teilnehmen. 
 

§ 2 
Entschädigung für Verdienstausfall und sonstige Nachteile 

 
(1) Gekorene Verbandsräte erhalten, soweit sie Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, für ihre Teilnahme an einer 
Sitzung der Verbandsversammlung oder des Verbandsausschusses über die Entschädigung nach § 1 hinaus Ersatz 
des entstandenen Verdienstausfalls für die Dauer der Sitzung. Der Verdienstausfall ist durch eine Bescheinigung 
des Arbeitgebers nachzuweisen. 
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(2) Gekorene Verbandsräte, die nicht Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, denen aber infolge ihrer Teilnahme an 
einer Sitzung der Verbandsversammlung oder des Verbandsausschusses im beruflichen oder häuslichen Bereich 
ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer 
Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten für ihre Sitzungsteilnahme eine Entschädigung von 20 Euro je volle 
Stunde bis 17:00 Uhr. 
 
(3) Die Entschädigungen nach Absatz 1 und 2 dieser Vorschrift werden nur auf Antrag des Berechtigten geleistet. 
 

§ 3 
Aufwandsentschädigung des Verbandsvorsitzenden und 

seiner Stellvertreter 
 
(1) Für ihre Tätigkeit erhalten 
 
Verbandsvorsitzende 700 Euro 
stellvertretende Verbandsvorsitzende 300 Euro 
als monatliche Aufwandsentschädigung. 
 
Als Weihnachtszuwendung wird eine 13. monatliche Aufwandsentschädigung gezahlt, zusammen mit der Auf-
wandsentschädigung für den Monat November. 

 
§ 4 

Aufwandsentschädigung für prüfende Verbandsräte 
 
(1) Die Verbandsräte, welche die örtliche Prüfung der Jahresrechnung durchführen, erhalten für ihre Tätigkeit eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 65 Euro für jeden angefangenen Prüfungstag. Darüber hinaus gilt für diese 
Verbandsräte § 2 entsprechend. 
 

§ 5 
Fälligkeit 

 

(1) Die monatliche Aufwandsentschädigung ist fällig am Ende des Monats, für den sie bestimmt ist. 
 

(2) Die Entschädigung gemäß § 2 wird zum letzten Tag des Monats fällig, der auf den Monat der Antragstellung 
folgt. 
 
(3) Die Entschädigung gemäß § 1 und § 4 wird innerhalb von 14 Tagen nach der Sitzung bzw. der Prüfung der 
Jahresrechnung per Sepa-Überweisung ausbezahlt. 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt zum 1. Juli 2026 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung vom 01.01.2005 außer Kraft. 
 
Wendelstein, 13. Juli 2026  
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Schwarzachgruppe 

Richard Seidler 
Verbandsvorsitzender 

 
 
 
 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Burgoberbach, Landkreis Ansbach, 

für das Haushaltsjahr 2026 
 

Aufgrund des Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) i. V. m. Art. 40 des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) und Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) 
erlässt der Schulverband Burgoberbach folgende Haushaltssatzung: 

 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 621.000,00 Euro 
und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 115.000,00 Euro 
 

ab. 
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§ 2 

 
Für das Haushaltsjahr liegen Kreditermächtigungen aus vorangegangenen Haushaltsjahren in Höhe von 
500.000 Euro vor. Im Haushalt ist keine Inanspruchnahme dieser Kreditermächtigungen vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwal-

tungshaushalt wird für das Haushaltsjahr auf 500.000,00 Euro festgesetzt (Verwaltungsumlage). 
 
2. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Vermö-

genshaushalt wird für das Haushaltsjahr auf 50.000,00 Euro festgesetzt (Investitionsumlage). 
 
3. Für die Bemessung der Schulverbandsumlage wird die maßgebliche Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Ok-

tober 2025 auf 141 Verbandsschüler und 6 Gastschüler festgesetzt. 
 
4. Die Verwaltungsumlage wird auf 3.483,33 Euro und die Investitionsumlage wird auf 354,61 Euro je Verbands-

schüler festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
100.000,00 Euro festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
Burgoberbach, 13. Juli 2026 
 

Schulverband Burgoberbach 
Gerhard Rammler 

Schulverbandsvorsitzender 
 
Der Schulverband Burgoberbach hat die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 der Regierung von Mittel-
franken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Der Haushalt enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 
 
Gem. Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i. V. m. Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 
KommZG wird die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 hiermit amtlich bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung 2026 samt ihren Anlagen ist in der Zeit ab dem Tag nach der amtlichen Bekanntmachung bis 
zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich zugänglich. 
 
Burgoberbach, 13. Juli 2026 
 

Schulverband Burgoberbach 
gez. 

Gerhard Rammler 
Schulverbandsvorsitzender 
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Haushaltssatzung 2026 
des Zweckverbandes Burg Abenberg 

 
Aufgrund des § 17 der Verbandssatzung i. V. m. Art. 40 ff. des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) und Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt der Zweckverband Burg 
Abenberg folgende 
 

Haushaltssatzung 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt  
 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 911.500 EUR 
und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit  290.000 EUR 
 
ab. 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen wird auf 0,00 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird auf 0,00 EUR festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Höhe der Umlage wird 
 
im Verwaltungshaushalt auf  750.000 EUR 
und im Vermögenshaushalt auf 0 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Der Umlageschlüssel ergibt sich aus § 19 der Verbandssatzung. Danach werden die Umlagen von den Verbands-
mitgliedern zu gleichen Teilen erhoben und zwar zu je einem Drittel 
 
von der Stadt Abenberg, 
vom Landkreis Roth und 
vom Bezirk Mittelfranken. 
 
Die Umlage für die einzelnen Verbandsmitglieder beträgt somit 
 
im Verwaltungshaushalt 250.000 EUR 
und im Vermögenshaushalt 0 EUR 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
350.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Haushaltssatzung 2026 tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
Roth, 29. Juli 2026 
 

Ben Schwarz 
Verbandsvorsitzender 

Zweckverband Burg Abenberg 
und Landrat 

 
Der Zweckverband Burg Abenberg hat die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 der Regierung von Mittel-
franken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 
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Gem. Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 26 Abs. 1 der 
Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 hiermit amtlich bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung 2026 samt ihren Anlagen ist in der Zeit ab dem Tag nach der amtlichen Bekanntmachung bis 
zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung öffentlich zugänglich. 
 
Roth, 29. Juli 2026 
 

gez. 
Ben Schwarz 

Verbandsvorsitzender 
Zweckverband Burg Abenberg 

und Landrat 
 
 
 
 

Bekanntmachung 
des Zweckverbandes Brombachsee 

 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Brombachsee, Teilplan Pleinfeld, Fl.-Nrn. 363/1, 
364, 364/2, 366, 367 und 371/3, Gemarkung Ramsberg – Änderung für das Sondergebiet „4life Resort“ 
Ramsberg im Parallelverfahren 
– Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbands Brombachsee hat in ihrer Sitzung am 17.12.2025 die Aufstellung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Brombachsee, Teilplan Pleinfeld, Fl.-Nrn. 363/1, 364, 364/2, 366, 367 
und 371/3, Gemarkung Ramsberg – Änderung für das Sondergebiet „4life Resort“ Ramsberg im Parallelverfahren – 
beschlossen. 
 
Neben dem in die Begründung eingearbeiteten Umweltbericht, der Informationen über die Schutzgüter Boden, 
Wasser, Klima/Luft, Pflanzen/Tiere, Mensch, Landschaft und Kultur gibt, sind im Rahmen der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB weitere Stellungnahmen, die Umweltbelange betreffen, eingegangen. 
 
Umweltbezogene Informationen zum Mensch: 
- finden sich in der Stellungnahme des Landratsamtes Weißenburg vom 26.02.2026 
 es werden Aussagen getroffen zu Lärmimmissionen auf die umliegenden touristischen Nutzungen 
 
Umweltbezogene Informationen zum Boden: 
- finden sich in der Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 05.02.2026 
 es werden Aussagen getroffen zu Kompensationsbedarf und Ausgleichsflächen 
 
Umweltbezogene Informationen zum Schutzgut Landschaft: 
- finden sich in der Stellungnahme der Höheren Naturschutzbehörde vom 26.02.2026 

es werden Aussagen getroffen zu: Ausgleichs- und Ersatzflächen 
 
Umweltbezogene Informationen zum Schutzgut Wasser: 
- finden sich in der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Ansbach vom 23.02.2026 

es werden Aussagen getroffen zu: Grundwasser und Niederschlagswasser 
 
Die Öffentlichkeit kann sich in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes Brombachsee in Ramsberg, Obere 
Dorfstr. 3, 91785 Pleinfeld und im Rathaus des Marktes Pleinfeld, Marktplatz 11, 91785 Pleinfeld, während der 
allgemeinen Dienststunden von 
 

Dienstag, 25.08.2026 bis Montag, 28.09.2026 
 
zu den allgemeinen Zielen und Zwecken, sowie den wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten und sich 
während dieser Frist in mündlicher oder schriftlicher Form äußern. Es besteht Gelegenheit zur Erörterung. Ebenso 
können die Unterlagen auf der Homepage des ZV Brombachsee (www.zv-brombachsee.de ) während der Ausle-
gungsfrist eingesehen werden. 
 
Für die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB liegen der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes mit Begründung inklusive Umweltbericht sowie die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher 
Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB aus. Ebenso liegen Schall- und Verkehrsgutachten aus. Während der Auslegungs-
frist können Stellungnahmen schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden.  
 

http://www.zv-brombachsee.de/
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Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung, der einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, unzulässig ist, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet 
geltend gemacht wurden oder hätten geltend gemacht werden können. 
 
Ramsberg, 4. August 2026 
 

Zweckverband Brombachsee 
gez. 

Markus Gläser 
Landrat und Zweckverbandsvorsitzender 

 
 
 
 

Bekanntmachung 
des Zweckverbandes Brombachsee 

 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Änderung des Flächennutzungsplanes Brombachsee – Teilplan Pleinfeld, Fl.-Nrn. 363/1, 364, 364/2, 366, 
367 und 371/3, Gemarkung Ramsberg – Änderung vom bisherigen Gebietscharakter Grünfläche bzw. Gras- 
und Krautflur in eine Sonderbaufläche „4life Resort“ Ramsberg im Parallelverfahren 
– Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbands Brombachsee hat in ihrer Sitzung am 17.12.2025 die Änderung 
des Flächennutzungsplanes Brombachsee – Teilplan Pleinfeld, Fl.-Nrn. 363/1, 364, 364/2, 366, 367 und 371/3, 
Gemarkung Ramsberg – Änderung vom bisherigen Gebietscharakter Grünfläche bzw. Gras- und Krautflur in eine 
Sonderbaufläche „4life Resort“ Ramsberg im Parallelverfahren beschlossen. 
 
Neben dem in die Begründung eingearbeiteten Umweltbericht, der Informationen über die Schutzgüter Boden, 
Wasser, Klima/Luft, Pflanzen/Tiere, Mensch, Landschaft und Kultur gibt, sind im Rahmen der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB weitere Stellungnahmen, die Umweltbelange betreffen, eingegangen. 
 
Umweltbezogene Informationen zum Mensch: 
- finden sich in der Stellungnahme des Landratsamtes Weißenburg vom 26.02.2026 

es werden Aussagen getroffen zu Lärmimmissionen auf die umliegenden touristischen Nutzungen 
 
Umweltbezogene Informationen zum Schutzgut Landschaft: 
- finden sich in der Stellungnahme der Höheren Naturschutzbehörde vom 26.02.2026 

es werden Aussagen getroffen zu: alternativen Planungsmöglichkeiten 
 
Umweltbezogene Informationen zum Schutzgut Wasser: 
- finden sich in der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Ansbach vom 23.02.2026 

es werden Aussagen getroffen zu: Grundwasser und Niederschlagswasser 
 
Die Öffentlichkeit kann sich in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes Brombachsee in Ramsberg, Obere Dorfstr. 
3, 91785 Pleinfeld und im Rathaus des Marktes Pleinfeld, Marktplatz 11, 91785 Pleinfeld, während der allgemeinen 
Dienststunden von 
 

Dienstag, 25.08.2026 bis Montag, 28.09.2026 
 
zu den allgemeinen Zielen und Zwecken, sowie den wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten und sich 
während dieser Frist in mündlicher oder schriftlicher Form äußern. Es besteht Gelegenheit zur Erörterung. Ebenso 
können die Unterlagen auf der Homepage des ZV Brombachsee (www.zv-brombachsee.de ) während der Ausle-
gungsfrist eingesehen werden. 
 
Für die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB liegen der Flächennutzungsplanentwurf mit Begründung 
inklusive Umweltbericht sowie die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 
BauGB aus. Ebenso liegen Schall- und Verkehrsgutachten aus. Während der Auslegungsfrist können Stellungnah-
men schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können.  

http://www.zv-brombachsee.de/
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Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der externen Beiträge übernimmt die Regierung von Mittelfranken keine Verantwortung. 
Das Regierungsamtsblatt wird auf den Internetseiten der Regierung von Mittelfranken unter 
"https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de" veröffentlicht. 

Bei Flächennutzungsplänen ist eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß 
§ 7 Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen, die sie im Rah-
men der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Ramsberg, 4. August 2026 
 

Zweckverband Brombachsee 
gez. 

Markus Gläser 
Landrat und Zweckverbandsvorsitzender 

 
 
 

Nichtamtlicher Teil 

Buchbesprechungen 
 
Kommunalrecht in Bayern 
Kommentar zum Gemeinde-, Verwaltungsgemeinschafts-, Landkreis- und Bezirksrecht, Kommunale Zusammen-
arbeit, Kommunales Wahlrecht, Kommunales Haushalts- und Unternehmensrecht 
Begründet von Dr. Josef Prandl und Dr. Dr. h. c. Hans Zimmermann, fortgeführt von Dr. Hermann Büchner, Regie-
rungsdirektor a. D., Hof und Michael Pahlke, Oberlandesanwalt, Landesanwaltschaft Bayern 
164. Aktualisierungslieferung, Rechtsstand: 1. April 2026, 596,25 €, Art.-Nr. 66136164, JURION Onlineausgabe, 
198,75 €, Art.-Nr. 08250205 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Molodovsky/Famers/Waldmann/Seidler  
Bayerische Bauordnung  
Kommentar  
160. Aktualisierung, Stand: April 2026  
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH  
 

Rüth/Hanfland/Braun  
Fischereirecht in Bayern  
Kommentar  
94. Aktualisierung, Stand April 2026  
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Grove/Laudien 
EU-Hygienepaket  
Vorschriftensammlung mit Glossar  
64. Aktualisierung, Stand März 2026 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Schulfinanzierung in Bayern 
Finanzhilfen im Bildungsbereich 
86. Aktualisierungslieferung inkl. Schuljahresplaner 2026/2027, Juni 2026, 434,92 €, Art.-Nr. 66284086, Onlineaus-
gabe, 144,98 €, Art.-Nr. 08254196 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Organisationshandbuch für bayerische Behörden 
Kommentierung der Allgemeinen Geschäftsordnung (AGO)/Informations- und Kommunikationstechnik 
52. Aktualisierungslieferung, Rechtsstand 1. Juni 2026, 426,60 € Art.-Nr. 66208052 JURION Onlineausgabe, 
142,20 €, Art.-Nr. 08251667 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Kraus  
Eigenüberwachung im Abwasserrecht  
Technische Überwachung und Regelungen für die Abwasserabgaberechtlichen Verwaltungen in Bayern mit Erläu-
terungen  
86. Aktualisierungslieferung, Rechtsstand 1. Juli 2026, 194,40 €, Art.-Nr. 66351086, JURION Onlineausgabe, 
64,80 €, Art.-Nr. 08251317  
Wolters Kluwer Deutschland GmbH  

mailto:Amtsblatt@reg-mfr.bayern.de
https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/
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